
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Clara Bünger, Nicole Gohlke, Anke 
Domscheit-Berg, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
– Drucksache 20/5186 –

Ergänzende Informationen zur Asylstatistik für das Jahr 2022

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die von der Fraktion DIE LINKE. regelmäßig erfragten ergänzenden Informa-
tionen zur Asylstatistik des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) beleuchten ausgewählte Aspekte, die sonst kaum Beachtung finden. 
So ist wenig bekannt, dass die Anerkennungsquote bei inhaltlichen Asylent-
scheidungen weitaus höher liegt, als die offiziellen Zahlen vermuten lassen. 
Die sogenannte bereinigte Schutzquote, bei der formelle Entscheidungen des 
BAMF, die keine inhaltliche Bewertung des Schutzgesuchs enthalten, unbe-
rücksichtigt bleiben, lag im Jahr 2021 bei 63,1 Prozent, gegenüber der vom 
BAMF und der Bundesregierung verwandten (unbereinigten) Schutzquote in 
Höhe von 39,9 Prozent (vgl. hierzu und zum Folgenden, soweit nicht anders 
angegeben, die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bun-
destagsdrucksache 20/2309).

Zu den Anerkennungen durch das BAMF kommen Anerkennungen durch die 
Gerichte nach einer zunächst negativen Entscheidung im Asylverfahren hinzu; 
gegen 87,2 Prozent aller („einfach“) ablehnenden BAMF-Bescheide wurde im 
Jahr 2021 geklagt. Fast die Hälfte dieser Klagen (48,3 Prozent) endete 2021 
mit einer „sonstigen Verfahrenserledigung“, z. B. wenn Verfahren von mehre-
ren Familienangehörigen zusammengelegt werden, wenn eine Klage nicht 
weiterverfolgt oder wenn ein Schutzstatus im Einvernehmen mit dem BAMF 
erteilt wird. „Sonstige Verfahrenserledigungen“ erfolgen nicht etwa überwie-
gend in Fällen mit schlechten Erfolgsaussichten, wie die wichtigsten betroffe-
nen Herkunftsländer zeigen: Syrien, Afghanistan und der Irak. Auch wenn ein 
Gericht entscheidet, dass das Asylverfahren in Deutschland durchgeführt wer-
den muss, gilt dies z. B. als „sonstige Erledigung“ (vgl. Antwort zu Frage 26 
auf Bundestagsdrucksache 19/4961), obwohl den klagenden Asylsuchenden in 
diesen Fällen Recht gegeben wurde. Die Bundesregierung räumte auf Nach-
frage ein (vgl. Antwort auf Frage 18 auf Bundestagsdrucksache 19/22023), 
dass „sonstige Verfahrenserledigungen“ der Gerichte keine Aussage zur 
Schutzbedürftigkeit der Betroffenen beinhalten und nicht als Bestätigung der 
Entscheidungen des BAMF gewertet werden können.

Werden diese formellen Erledigungen außer Betracht gelassen und nur inhalt-
liche Entscheidungen der Gerichte betrachtet, ergibt sich nach Berechnung der 
Fragestellenden eine bereinigte Erfolgsquote von Asylsuchenden im Klage-
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verfahren im Jahr 2021 in Höhe von 36 Prozent. 2020 lag der Wert bei 
31,2 Prozent, das BAMF gab demgegenüber eine Aufhebungsquote in Höhe 
von nur 16,6 Prozent an (Gerichtsstatistik 2020, www.bamf.de), weil sonstige 
Erledigungen wie eine Bestätigung der Bescheide gezählt wurden. Bei afgha-
nischen Geflüchteten lag die bereinigte Erfolgsquote im Klageverfahren 2021 
bei 82 Prozent, d. h. nur jeder fünfte BAMF-Bescheid hielt einer gerichtlichen 
Überprüfung stand. In absoluten Zahlen bedeutet dies: 23 610 vom BAMF zu-
nächst abgelehnte Asylsuchende erhielten im Jahr 2021 doch noch einen 
Schutzstatus, 20 011 durch Entscheidungen der Gerichte, 3 599 infolge von 
Korrekturen durch das BAMF selbst (die oft auf Anregung der Gerichte zu-
stande kommen); hinzu kamen 2 919 Anerkennungen als Ergebnis erneuter 
Überprüfungen nach Folgeanträgen. Zu den vom BAMF erteilten Schutzstatus 
kamen in den letzten vier Jahren jeweils etwa noch einmal ein Drittel durch 
die Gerichte angeordnete Schutzstatus hinzu (vgl. Antwort zu jeweils Frage 24 
auf den Bundestagsdrucksachen 20/1048, 19/28234, 19/19333 und 19/8258).

Die Spannbreite der bereinigten Schutzquoten unterschiedlicher Außenstellen 
des BAMF bei Asylsuchenden aus bestimmten Herkunftsländern ist groß: Bei 
afghanischen Schutzsuchenden beispielsweise lag sie im Jahr 2021, je nach 
Standort, zwischen 32,7 und 93,3 Prozent, bei irakischen zwischen 3,6 und 
79,8 Prozent, bei iranischen zwischen 8 und 74 Prozent und bei Asylsuchen-
den aus der Türkei zwischen 6,8 und 69 Prozent. Das Forschungszentrum des 
BAMF benannte u. a. folgende Erklärungen für eine abweichende Entschei-
dungspraxis innerhalb des BAMF: ein besonderes „Mikroklima“ in der jewei-
ligen Organisationseinheit, die Zusammensetzung des Personals und lokale 
Auslegungen von Leitsätzen. Das wurde von der Bundesregierung zunächst 
als „hypothetisch“ bewertet (Antwort zu Frage 5 auf Bundestagsdrucksache 
19/6786), auf Nachfrage (Antwort zu Frage 4f auf Bundestagsdrucksache 
19/18498) hieß es dann, dass Qualitätssicherungsmaßnahmen und Schutzquo-
tenüberprüfungen „den hypothetischen lokalen (Fehl-)Entwicklungen entge-
genwirken bzw. diese verhindern sollen“. So wurden z. B. in Bezug auf die 
Herkunftsländer Nigeria und Eritrea Leitsätze und Textbausteine geändert, um 
Entscheidungen zu vereinheitlichen (ebd., Antwort zu Frage 4b).

Immer mehr Anerkennungen erfolgen im Rahmen des Familienschutzes, d. h. 
es geht um Angehörige von in Deutschland bereits anerkannten Flüchtlingen, 
hierunter auch Personen, die zuvor im Wege des Familiennachzugs eingereist 
sind (Antwort zu Frage 2b auf Bundestagsdrucksache 19/13945). Beim Schutz 
nach der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) lag der Anteil des Familien-
schutzes im Jahr 2021 bei 82,9 Prozent (2020: 82 Prozent, 2019: 80,6 Prozent, 
2017: 24,5 Prozent, 2015: 2,2 Prozent). Werden diese Anerkennungen für Fa-
milienangehörige außer Betracht gelassen, zeigt sich, dass z. B. syrischen 
Asylsuchenden im Jahr 2015 zu 99,7 Prozent vom BAMF ein Schutz nach der 
GFK zugesprochen wurde, im ersten Halbjahr 2020 aber nur noch zu knapp 
5 Prozent (vgl. Valentin Feneberg und Sebastian Pukrop: „Zur Asyl- und Ge-
richtsstatistik des BAMF“, in: ASYLMAGAZIN 10-11/2020, S. 356). Die 
meisten GFK-Status werden derzeit also an Familienangehörige infolge einer 
früheren Spruchpraxis des BAMF erteilt, die aktuelle Entscheidungspraxis des 
BAMF ist hingegen weitaus restriktiver.

Bei der Hälfte aller Asylsuchenden in Deutschland handelt es sich um Kinder 
und Jugendliche: Im Jahr 2021 lag der Anteil der unter 18-jährigen Asylsuch-
enden bei 49,4 Prozent (2020: 53,9 Prozent), 2,2 Prozent waren unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge. 25 879 Asylanträge (17,5 Prozent aller Anträge; 
2020: 25,9 Prozent) wurden für in Deutschland geborene Kinder von Geflüch-
teten (Asylsuchenden, anerkannten Flüchtlingen, Personen mit humanitärer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG)) 
gestellt. Das Bundesministerium des Innern und für Heimat benennt vor die-
sem Hintergrund seit Januar 2020 die Zahl der „grenzüberschreitenden Asy-
lerstanträge“, bei der Anträge für hier geborene Kinder nicht berücksichtigt 
werden (https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2020/0
1/asylzahlen-jahr-2019.html).
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 1. a) Wie hoch war die Gesamtschutzquote (Anerkennungen nach Artikel 
16a des Grundgesetzes (GG), nach § 60 Absatz 1 des Aufenthaltsge-
setzes (AufenthG) in Anwendung der Genfer Flüchtlingskonvention 
(GFK), subsidiärer Schutz und Abschiebungshindernisse) in der Ent-
scheidungspraxis des BAMF im Gesamtjahr 2022 bzw. im vierten 
Quartal 2022 (bitte jeweils in absoluten und relativen Zahlen ange-
ben und für die 15 wichtigsten Herkunftsländer gesondert darstellen, 
bitte für jedes dieser Länder in relativen Zahlen angeben, wie viele 
Asylsuchende Schutz nach Artikel 16a GG, nach § 60 Absatz 1 Auf-
enthG in Anwendung der GFK, einen subsidiären Schutzstatus bzw. 
nationalen Abschiebungsschutz zugesprochen bekommen haben, bit-
te in einer weiteren Tabelle nach Art der Anerkennung differenzie-
ren: Asylberechtigung (darunter Familienasyl), internationaler 
Flüchtlingsschutz (darunter Familienschutz), subsidiärer Schutz (da-
runter Familienschutz), nationale Abschiebungsverbote – bitte je-
weils so differenziert wie möglich darstellen und in jedem Fall Anga-
ben zu den Herkunftsländern Algerien, Marokko, Tunesien, Georgi-
en, Armenien, Ukraine, Belarus, Russische Föderation sowie zu allen 
sicheren Herkunftsstaaten machen)?

b) Wie hoch war in den genannten Zeiträumen jeweils die „bereinigte 
Gesamtschutzquote“, d. h. die Quote der Anerkennungen bezogen 
auf tatsächlich inhaltliche und nichtformelle Entscheidungen (bitte 
wie in Frage 1a differenzieren), und welche näheren Angaben lassen 
sich machen zu den Gründen sonstiger Verfahrenserledigungen in 
den genannten Zeiträumen?

Die Fragen 1a und 1b werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Die Angaben können den nachfolgenden Tabellen entnommen werden. Vor-
sorglich wird darauf hingewiesen, dass durch Heranziehen der erfragten sog. 
bereinigten Gesamtschutzquote (Quote zu Frage 1b) etwaige Bleibeperspekti-
ven von Staatsangehörigen der unten genannten Staaten nicht hergeleitet oder 
begründet werden können, da die formellen Ablehnungen von Asylanträgen bei 
einer derartigen Quotenberechnung nicht berücksichtigt werden. Formelle Ab-
lehnungen führen ebenso wie materiell entschiedene Asylablehnungen im Re-
gelfall zu einer Ausreisepflicht. Maßgeblich für die Feststellung einer etwaigen 
Bleibeperspektive ist daher die Gesamtschutzquote, die alle ablehnenden
Asylentscheidungen berücksichtigt.

Gesamtjahr 
2022

Asylberechtigung 
Art 16a GG

Flüchtlings-
schutz § 3 Ab-
satz 1 AsylG

Subsidiärer 
Schutz § 4 Ab-
satz 1 AsylG

Abschiebungs-
verbot § 60 Ab-

sätze 5 und 7 
AufenthG

Gesamtschutz

Quote 
zu

Frage
1b

absolut Anteil absolut Anteil absolut Anteil absolut Anteil absolut Anteil Anteil

Herkunftslän-
der 
gesamt

1.937 0,8 % 38.974 17,0 % 57.532 25,2 % 30.020 13,1 % 128.463 56,2 % 72,3 %

darunter:

Syrien 155 0,2 % 15.172 20,2 % 52.151 69,5 % 243 0,3 % 67.721 90,3 % 99,9 %

Afghanistan 776 1,8 % 7.763 17,5 % 1.903 4,3 % 26.499 59,9 % 36.941 83,5 % 99,3 %

Türkei 296 2,7 % 2.670 24,1 % 84 0,8 % 28 0,3 % 3.078 27,8 % 35,2 %

Irak 15 0,1 % 2.901 13,1 % 797 3,6 % 1.273 5,7 % 4.986 22,5 % 29,4 %

Georgien - - 7 0,1 % 2 0,0 % 16 0,2 % 25 0,4 % 0,5 %

Iran 74 1,5 % 1.178 24,1 % 133 2,7 % 53 1,1 % 1.438 29,4 % 44,9 %

Ungeklärt 73 1,4 % 2.347 46,6 % 563 11,2 % 79 1,6 % 3.062 60,8 % 79,2 %
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Gesamtjahr 
2022

Asylberechtigung 
Art 16a GG

Flüchtlings-
schutz § 3 Ab-
satz 1 AsylG

Subsidiärer 
Schutz § 4 Ab-
satz 1 AsylG

Abschiebungs-
verbot § 60 Ab-

sätze 5 und 7 
AufenthG

Gesamtschutz

Quote 
zu

Frage
1b

absolut Anteil absolut Anteil absolut Anteil absolut Anteil absolut Anteil Anteil

Somalia 68 1,4 % 2.120 43,7 % 389 8,0 % 513 10,6 % 3.090 63,7 % 80,8 %

Eritrea 60 1,7 % 2.541 70,1 % 341 9,4 % 105 2,9 % 3.047 84,0 % 91,7 %

Russische 
Föderation

72 2,8 % 138 5,3 % 67 2,6 % 21 0,8 % 298 11,5 % 24,0 %

Nord-
mazedonien

- - 2 0,0 % 1 0,0 % 12 0,2 % 15 0,3 % 0,7 %

Moldau, 
Republik

- - 2 0,0 % 1 0,0 % 5 0,1 % 8 0,2 % 0,4 %

Nigeria 12 0,3 % 182 4,9 % 25 0,7 % 199 5,4 % 418 11,3 % 18,3 %

Venezuela 17 1,5 % 42 3,8 % 31 2,8 % 234 21,1 % 324 29,2 % 30,3 %

Libanon 1 0,1 % 36 2,7 % 50 3,7 % 32 2,4 % 119 8,8 % 14,7 %

Albanien - - 6 0,2 % 2 0,1 % 7 0,3 % 15 0,6 % 1,0 %
Bosnien und 
Herzegowina

1 0,1 % 1 0,1 % - - - - 2 0,1 % 0,3 %

Ghana - - 4 1,0 % 2 0,5 % 7 1,7 % 13 3,2 % 4,9 %
Kosovo - - - - 1 0,2 % 8 1,8 % 9 2,0 % 4,8 %
Montenegro - - - - 2 0,6 % - - 2 0,6 % 1,1 %
Senegal - - 5 3,1 % 2 1,3 % 4 2,5 % 11 6,9 % 16,4 %
Serbien - - 1 0,0 % - - 7 0,3 % 8 0,3 % 0,7 %

Algerien 2 0,1 % 13 0,7 % 8 0,4 % 2 0,1 % 25 1,4 % 4,2 %

Marokko - - 26 2,2 % 22 1,8 % 7 0,6 % 55 4,6 % 11,4 %

Tunesien 3 0,3 % 14 1,5 % 4 0,4 % 2 0,2 % 23 2,4 % 6,6 %
Armenien 1 0,1 % 4 0,5 % 6 0,7 % 15 1,7 % 26 3,0 % 4,9 %
Ukraine - - 7 1,5 % 4 0,9 % - - 11 2,4 % 9,3 %
Belarus 1 0,3 % 9 2,7 % - - 2 0,6 % 12 3,5 % 12,1 %

Gesamtjahr 2022 Quote zu Frage 1b
absolut Anteil Anteil

Asylberechtigung 1 937 0,8 Prozent 1,1 Prozent
darunter Familienschutz 590 0,3 Prozent 0,3 Prozent
Flüchtlingsschutz (§ 3 I AsylG) 38 974 17,0 Prozent 21,9 Prozent
darunter Familienschutz 26 122 11,4 Prozent 14,7 Prozent
Subsidiärer Schutz nach
§ 4 I Nummer 1 AsylG 68 0,0 Prozent 0,0 Prozent
§ 4 I Nummer 2 AsylG 49 284 21,6 Prozent 27,7 Prozent
§ 4 I Nummer 3 AsylG 725 0,3 Prozent 0,4 Prozent
§ 4 I AsylG Familienschutz 7 455 3,3 Prozent 4,2 Prozent
Summe subsidiärer Schutz 57 532 25,2 Prozent 32,4 Prozent
Abschiebungsverbot nach
§ 60 V AufenthG 29 754 13,0 Prozent 16,7 Prozent
§ 60 VII AufenthG 266 0,1 Prozent 0,1 Prozent
Summe Abschiebungsverbot 30 020 13,1 Prozent 16,8 Prozent
Gesamtschutz 128 463 56,2 Prozent 72,3 Prozent
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4. Quartal 
2022

Asylberechti-
gung Art 16a 

GG

Flüchtlings-
schutz § 3 Ab-
satz 1 AsylG

Subsidiärer 
Schutz § 4 Ab-
satz 1 AsylG

Abschiebungs-
verbot § 60 Ab-

sätze 5 und 7 
AufenthG

Gesamtschutz

Quote
zu

Frage
1b

absolut Anteil absolut Anteil absolut Anteil absolut Anteil absolut Anteil Anteil

Herkunftsländer 
gesamt

331 0,6 % 9.367 16,3 % 14.642 25,5 % 8.377 14,6 % 32.717 56,9 % 73,9 %

darunter:

Syrien 24 0,1 % 3.063 16,7 % 13.215 72,1 % 32 0,2 % 16.334 89,1 % 100,0 %

Afghanistan 97 0,7 % 2.600 19,7 % 652 4,9 % 7.694 58,2 % 11.043 83,6 % 99,4 %

Türkei 73 2,1 % 688 19,7 % 30 0,9 % 7 0,2 % 798 22,8 % 30,8 %

Irak 5 0,1 % 634 15,3 % 157 3,8 % 182 4,4 % 978 23,7 % 33,4 %

Iran 6 0,4 % 320 23,7 % 41 3,0 % 6 0,4 % 373 27,6 % 43,8 %

Georgien - - - - - - 3 0,2 % 3 0,2 % 0,2 %

Ungeklärt 10 1,0 % 455 45,4 % 123 12,3 % 18 1,8 % 606 60,4 % 81,5 %

Russische 
Föderation

15 2,3 % 28 4,3 % 16 2,4 % 3 0,5 % 62 9,5 % 27,6 %

Nordmazedonien - - - - - - 2 0,1 % 2 0,1 % 0,3 %

Eritrea 11 1,5 % 543 72,0 % 65 8,6 % 20 2,7 % 639 84,7 % 92,5 %

Somalia 15 1,3 % 520 46,8 % 91 8,2 % 161 14,5 % 787 70,8 % 82,3 %

Moldau, Republik - - 1 0,1 % - - - - 1 0,1 % 0,2 %

Libanon - - 13 3,3 % 20 5,1 % 8 2,0 % 41 10,5 % 15,1 %

Albanien - - - - 1 0,2 % 1 0,2 % 2 0,3 % 0,6 %

Nigeria - - 41 6,0 % 3 0,4 % 42 6,1 % 86 12,5 % 18,5 %

Bosnien und 
Herzegowina

- - - - - - - - - - -

Ghana - - 1 1,1 % 1 1,1 % - - 2 2,3 % 3,6 %
Kosovo - - - - - - 2 1,7 % 2 1,7 % 4,1 %
Montenegro - - - - 1 1,4 % - - 1 1,4 % 3,8 %
Senegal - - - - - - 1 3,8 % 1 3,8 % 10,0 %
Serbien - - - - - - - - - - -

Algerien 1 0,3 % 1 0,3 % 1 0,3 % - - 3 0,9 % 2,5 %

Marokko - - 4 1,8 % 5 2,2 % 2 0,9 % 11 4,9 % 12,0 %

Tunesien 1 0,4 % 7 2,7 % 1 0,4 % - - 9 3,4 % 9,2 %
Armenien - - - - 2 0,9 % 4 1,8 % 6 2,7 % 4,7 %
Ukraine - - 2 1,9 % - - - - 2 1,9 % 100,0 %
Belarus - - - - - - - - - - -

4. Quartal 2022 Quote zu Frage 1 b
absolut Anteil Anteil

Asylberechtigung 331 0,6 Prozent 0,7 Prozent
darunter Familienschutz 107 0,2 Prozent 0,2 Prozent
Flüchtlingsschutz (§ 3 I AsylG) 9 367 16,3 Prozent 21,1 Prozent
darunter Familienschutz 5 760 10,0 Prozent 13,0 Prozent
Subsidiärer Schutz nach
§ 4 I Nummer 1 AsylG 7 0,0 Prozent 0,0 Prozent
§ 4 I Nummer 2 AsylG 12 792 22,3 Prozent 28,9 Prozent
§ 4 I Nummer 3 AsylG 137 0,2 Prozent 0,3 Prozent
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4. Quartal 2022 Quote zu Frage 1 b
absolut Anteil Anteil

§ 4 I AsylG Familienschutz 1 706 3,0 Prozent 3,9 Prozent
Summe subsidiärer Schutz 14 642 25,5 Prozent 33,1 Prozent
Abschiebungsverbot nach
§ 60 V AufenthG 8 321 14,5 Prozent 18,8 Prozent
§ 60 VII AufenthG 56 0,1 Prozent 0,1 Prozent
Summe Abschiebungsverbot 8 377 14,6 Prozent 18,9 Prozent
Gesamtschutz 32 717 56,9 Prozent 73,9 Prozent

Nähere Angaben zu den Gründen sonstiger Verfahrenserledigungen für die ge-
nannten Zeiträume können den folgenden Tabellen entnommen werden:

Gesamtjahr 2022 Entscheidungskategorie
Abschiebung vor Entscheidung 6
Antrag nicht weiter bearbeitet 7
Einstellung wg. § 33 IuII, § 32a II AsylG 5 146
nicht erforderlich, Dublin 198
sonstige Einstellung 3 608
Unzulässig (§ 29 I Nummer 1 AsylG) 22 138
Unzulässig (§ 29 I Nummer 2 AsylG) 4 637
Unzulässig (§ 29 I Nummer 3 AsylG) 10
Unzulässig (§ 29 I Nummer 4 AsylG) 6
Unzulässig (kein Zweitverf. § 29 I Nummer 5 AsylG) 1 686
Unzulässig (kein Folgeverf. § 29 I Nummer 5 AsylG) 13 438

4. Quartal 2022 Entscheidungskategorie
Abschiebung vor Entscheidung 1
Antrag nicht weiter bearbeitet 2
Einstellung wg. § 33 IuII, § 32a II AsylG 1 283
nicht erforderlich, Dublin 32
sonstige Einstellung 854
Unzulässig (§ 29 I Nummer 1 AsylG) 7 050
Unzulässig (§ 29 I Nummer 2 AsylG) 452
Unzulässig (§ 29 I Nummer 3 AsylG) 3
Unzulässig (§ 29 I Nummer 4 AsylG) 1
Unzulässig (kein Zweitverf. § 29 I Nummer 5 AsylG) 375
Unzulässig (kein Folgeverf. § 29 I Nummer 5 AsylG) 3 125
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c) Wie begründet die Bundesregierung ihre in ihrer Antwort zu Frage 1c 
auf Bundestagsdrucksache 20/4019 geäußerte Auffassung, die berei-
nigte Schutzquote würde „in der Öffentlichkeit einen unzutreffenden 
Eindruck über den Grad der Schutzbedürftigkeit der in Deutschland 
um Asyl nachsuchenden Menschen entstehen lassen“, obwohl es nach 
Auffassung der Fragestellenden genau umgekehrt ist, weil formelle 
Entscheidungen des BAMF nichts über die Schutzbedürftigkeit der in 
Deutschland um Asyl Nachsuchenden aussagen, denn in diesen Fällen 
wurde keine Prüfung der Berechtigung des Asylgesuchs in der Sache 
vorgenommen – was unter anderem bereits die ehemalige Integrations-
beauftragte der Bundesregierung, Maria Böhmer, in ihrem neunten Be-
richt zur Lage der Ausländerinnen und Ausländer als Begründung da-
für nannte, dass sie die höhere bereinigte Gesamtschutzquote verwen-
dete (vgl. Bundestagsdrucksache 17/10221, S. 235, Anmerkung 1093, 
bitte ausführen)?

Es wird auf den zweiten Absatz der Antwort zu den Fragen 1a und 1b verwie-
sen. Danach ist das maßgebliche Kriterium für die Beurteilung der Bleibeper-
spektive im Sinne der obigen Fragestellung die von der Bundesregierung ver-
wendete umfassende Gesamtschutzquote. Daher müssen im Rahmen einer sol-
chen Betrachtung alle Asylentscheidungen, die nicht zu einem Schutz führen, 
berücksichtigt werden.

d) Wie begründet die Bundesregierung ihre in ihrer Antwort zu Frage 1d 
auf Bundestagsdrucksache 20/4019 geäußerte ablehnende Haltung zur 
Einführung einer Verlaufsstatistik zu Schutzquoten unter Berücksichti-
gung korrigierender BAMF- oder Gerichtsentscheidungen, obwohl 
weder die von ihr in Bezug genommenen aktuellen Schutzstatus nach 
dem Ausländerzentralregister noch die auf parlamentarische Anfragen 
veröffentlichten Daten zu Gerichtsentscheidungen eine Berechnung 
von endgültigen Schutzquoten bezogen auf die Ausgangsgruppe Asyl-
suchender eines bestimmten Jahres ermöglichen – wobei das von der 
Bundesregierung zutreffend benannte Problem (ebd.), wonach korri-
gierende Gerichtsentscheidungen z. T. erst Jahre später erfolgen, nach 
Auffassung der Fragestellenden dadurch gelöst werden könnte, dass 
entsprechende Angaben einer Verlaufsstatistik sich nur auf die be-
stands- oder rechtskräftig gewordenen Entscheidungen zu Asylsuchen-
den eines bestimmten Jahres beziehen könnten, zumal das BAMF sol-
che Berechnungen bis zur Rechts- oder Bestandskraft einer Entschei-
dung beispielsweise in Bezug auf die Dauer der Asylverfahren bereits 
vornimmt (vgl. z. B. Antwort zu Frage 10 auf Bundestagsdruck-
sache 20/940, bitte ausführen)?

Die Berechnung von Schutzquoten des Bundesamts für Migration und Flücht-
linge (BAMF) bezieht sich auf den Zeitraum, in dem die Entscheidung getrof-
fen wurde, unabhängig vom Zeitpunkt der Asylantragstellung. Eine Berech-
nung von Schutzquoten „bezogen auf die Ausgangsgruppe Asylsuchender eines 
bestimmten Jahres“ wäre insofern nicht aussagekräftig und auch nicht zielfüh-
rend, da sich die getroffenen Entscheidungen zu dieser Ausgangsgruppe über 
mehrere Jahre verteilen. Folge wäre, dass eine so zu berechnende vorläufige, 
nicht valide Schutzquote fortlaufend revidiert/korrigiert werden müsste und ei-
ne endgültige belastbare „amtliche“ Schutzquote ggf. erst nach Jahren vorlie-
gen würde.
Eine Berechnung von endgültigen Schutzquoten „bezogen auf die Ausgangs-
gruppe Asylsuchender eines bestimmten Jahres“ müsste zudem ggf. auch even-
tuelle spätere Verfahren dieser Ausgangsgruppe − einschließlich Widerrufs/
Rücknahmeverfahren – berücksichtigen. Auch wäre die Aussagekraft von so 
ermittelten „Schutzquoten“ bereits deshalb gering, da jede Entscheidung im 
Verlauf eines Asylverfahrens die zum Zeitpunkt der jeweiligen Entscheidung 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 7 – Drucksache 20/5709



vorliegenden Tatsachen berücksichtigen muss und nicht die, die einstmals zum 
Zeitpunkt der Antragstellung vorlagen.

 2. a) Wie viele der Anerkennungen nach § 3 Absatz 1 des Asylgesetzes 
(AsylG) in Anwendung der GFK im Gesamtjahr 2022 beruhten auf 
staatlicher, nichtstaatlicher bzw. geschlechtsspezifischer Verfolgung 
bzw. waren Familienflüchtlingsschutzstatus (bitte in absoluten und 
relativen Zahlen und noch einmal gesondert nach den 15 wichtigsten 
Herkunftsländern angeben)?

Angaben zu Entscheidungen aufgrund staatlicher, nichtstaatlicher bzw. ge-
schlechtsspezifischer Verfolgung werden nur für Entscheidungen nach § 3 Ab-
satz 1 des Asylgesetzes (AsylG) erfasst und können der nachfolgenden Tabelle 
entnommen werden.

Gesamtjahr 2022

Gewährung von Flüchtlingsschutz nach § 3 Absatz 1 AsylG
Familien-

flüchtlings-
schutz nach 

§ 26 Absatz 5 
AsylG

staatliche Verfolgung nichtstaatliche Verfolgung

davon
geschlechtsspez.

Verfolgung

davon
geschlechtsspez.

Verfolgung

Herkunftsländer
gesamt

38 974 26 122 7 289 1 585 4 480 2 422

darunter:
Syrien 15 172 13 883 1 045 180 102 42
Afghanistan 7 763 2 322 2 986 778 2 224 797
Türkei 2 670 1 031 1 556 185 22 11
Irak 2 901 2 376 87 28 406 209
Georgien 7 2 0 0 5 5
Iran 1 178 522 580 137 36 28
Ungeklärt 2 347 1 189 517 71 262 44
Somalia 2 120 1 064 37 33 932 879
Eritrea 2 541 2 494 18 6 17 17
Russische Föd. 138 100 37 13 1 1
Nordmazedonien 2 2 0 0 0 0

b) Wie viele der Anerkennungen im Gesamtjahr 2022 bzw. im vierten 
Quartal 2022 waren Schutzstatus nach § 26 AsylG für Familienange-
hörige bereits Anerkannter (bitte jeweils nach dem Bezugsstatus – 
Asylberechtigung, Flüchtlingsstatus nach der GFK bzw. subsidiärem 
Schutz – differenzieren), und wie viele dieser erteilten Status betrafen 
in Deutschland geborene Kinder (bitte nach den 15 wichtigsten Her-
kunftsländern differenzieren)?

Die Angaben können den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Gesamtjahr 2022

§ 26 AsylG
Anerkennung

§ 3 I AsylG
Familienschutz

§ 4 I AsylG
Familienschutz

davon in
DE geborene 

Kinder

davon in
DE geborene 

Kinder

davon in
DE geborene 

Kinder
Herkunftsländer gesamt 590 170 26.122 13.693 7.455 4.214
darunter:
Syrien 94 43 13 883 7 654 5 498 3 139
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Gesamtjahr 2022

§ 26 AsylG
Anerkennung

§ 3 I AsylG
Familienschutz

§ 4 I AsylG
Familienschutz

davon in
DE geborene 

Kinder

davon in
DE geborene 

Kinder

davon in
DE geborene 

Kinder
Afghanistan 118 15 2 322 755 368 168
Türkei 146 34 1 031 289 55 10
Irak 11 6 2 376 1 722 452 256
Georgien 0 0 2 2 2 0
Iran 31 10 522 230 30 10
Ungeklärt 14 3 1 189 583 248 138
Somalia 12 1 1 064 518 184 110
Eritrea 51 24 2 494 1 269 275 212
Russische Föderation 21 9 100 32 35 8
Nordmazedonien 0 0 2 1 0 0
Moldau, Republik 0 0 2 2 1 0
Nigeria 3 2 133 102 18 17
Venezuela 2 1 22 1 2 0
Libanon 0 0 25 11 36 11

4. Quartal 2022

§ 26 AsylG
Anerkennung

§ 3 I AsylG
Familienschutz

§ 4 I AsylG
Familienschutz

davon in
DE geborene 

Kinder

davon in
DE geborene 

Kinder

davon in
DE geborene 

Kinder
Herkunftsländer gesamt 107 44 5 760 3 057 1 706 1 021
darunter:
Syrien 13 11 2 820 1 662 1 268 793
Afghanistan 14 5 787 234 94 44
Türkei 39 12 224 73 18 2
Irak 3 1 510 372 97 50
Iran 1 1 118 60 11 5
Georgien 0 0 0 0 0 0
Ungeklärt 2 0 231 125 47 28
Russische Föderation 8 3 18 7 11 2
Nordmazedonien 0 0 0 0 0 0
Eritrea 11 6 537 282 51 44
Somalia 4 0 258 103 36 20
Moldau, Republik 0 0 1 1 0 0
Libanon 0 0 7 2 11 3
Albanien 0 0 0 0 0 0
Nigeria 0 0 29 23 1 1
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c) Wie viele der Asylsuchenden im Gesamtjahr 2022 verfügten zum Zeit-
punkt der Asylantragstellung über einen rechtmäßigen Aufenthaltstitel 
(welchen) oder eine Duldung (bitte auch nach den zehn wichtigsten 
Herkunftsstaaten differenzieren), und wie viele Personen verfügten zu-
letzt über einen Aufenthaltstitel zur Familienzusammenführung mit ei-
nem Schutzberechtigten (bitte wie in der Antwort zu Frage 2c auf 
Bundestagsdrucksache 20/432 differenzieren)?

Zum Stichtag 31. Dezember 2022 waren im Ausländerzentralregister (AZR) 
20.392 Personen erfasst, die im Jahr 2022 einen Asylantrag gestellt haben, 
während sie einen gültigen Aufenthaltstitel oder eine gültige Duldung besaßen. 
6.270 Personen verfügten zum Zeitpunkt ihrer Asylantragstellung über einen 
gültigen Aufenthaltstitel zur Familienzusammenführung mit einem Schutzbe-
rechtigten. Die weiteren Angaben können den nachstehenden Tabellen entnom-
men werden.

Asylantragstellung, während ein gültiger Titel
oder eine Duldung vorlagen

Jahr 2022
gesamt

Gesamt 20 392
davon:
Aufenthaltserlaubnis (AE) völkerrechtliche, humanitäre,
politische Gründe

1 299

Duldungen 10 620
AE – familiäre Gründe 7 870
Aufenthaltserlaubnis - Besondere Aufenthaltsrechte 210
Aufenthaltserlaubnis - Ausbildung 344
Aufenthaltserlaubnis - Erwerbstätigkeit 44
EU-Aufenthaltsrechte 5

Asylantragstellung, während ein gültiger Titel
oder eine Duldung vorlagen

Jahr 2022
gesamt

alle Staatsangehörigkeiten 20 392
darunter:
Syrien 7 280
Afghanistan 5 048
Irak 878
Ungeklärt 757
Iran 711
Eritrea 708
Türkei 640
Somalia 638
Nordmazedonien 392
Russische Föderation 346

Asylantragstellung während eines gültigen Aufenthaltstitels
zur Familienzusammenführung mit einem Schutzberechtigten

Jahr 2022
gesamt

Gesamt 6 270
davon:
nach § 30 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3c Variante 3
AufenthG (Ehegattennachzug zu Asylberechtigtem)

26

nach § 30 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3c Variante 4
AufenthG (Ehegattennachzug zu anerkanntem Flüchtling)

1 183

nach § 32 Absatz 1 Nummer 1 AufenthG
(Altfall – Kindesnachzug zu Asylberechtigten)

7
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01.01.bis 31.12.2022 Rechtsmittel Verwaltungsgericht

Herkunftsland eingelegt stattgegeben abgelehnt

Insgesamt 91 6 76

Syrien 1 1 0
Iran 11 1 10
Afghanistan 0 0 0
Türkei 13 0 12
Mongolei 5 0 5
Kuba 10 0 10
Russische Föderation 5 1 3
Angola 1 0 2
Irak 11 0 9
Ungeklärt 7 3 2

17. Wie lauten nach Kenntnis der Bundesregierung die statistischen Daten zu
Rechtsmitteln und Gerichtsentscheidungen im Bereich Asyl für das bis-
herige Jahr 2022 (bitte jeweils in der Differenzierung wie in der Antwort
zu Frage 13 auf Bundestagsdrucksache 20/432 darstellen: Asylverfahren,
Widerrufsverfahren, Eilanträge in Dublin-Verfahren, Verfahrensdauern,
auch zu Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes bzw. nach § 80 Ab-
satz 5 der Verwaltungsgerichtsordnung; neben der Differenzierung nach
den 15 wichtigsten Herkunftsländern bitte in jedem Fall auch Angaben
zu den sicheren Herkunftsstaaten sowie zu Marokko, Tunesien, Algerien,
Georgien, Armenien, Belarus, Ukraine, Russische Föderation und Türkei
machen – aus Gründen der Übersichtlichkeit und wegen geringer Fall-
zahlen in den weiteren Instanzen sind Angaben zur ersten Instanz ausrei-
chend)?

Die Angaben können den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Erst- und Folgeanträge

01.01.bis
30.11.2022

(Stand: 15.01.2023)
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absolut Anteil absolut Anteil

Staats-
angehörigkeiten
gesamt

71.951 89.469 440 5.014 1.358 8.933 26.826 30,0 % 46.898 52,4 % 124.169

darunter:
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Erst- und Folgeanträge

01.01.bis
30.11.2022

(Stand: 15.01.2023)
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absolut Anteil absolut Anteil

Irak 14.254 9.265 - 271 157 889 3.635 39,2 % 4.313 46,6 % 21.283

Syrien 11.386 11.797 8 782 26 108 3.230 27,4 % 7.643 64,8 % 17.497

Afghanistan 6.596 14.787 17 758 118 5.116 331 2,2 % 8.447 57,1 % 7.564

Türkei 6.039 5.051 179 520 28 75 2.251 44,6 % 1.998 39,6 % 10.802

Georgien 4.424 2.584 4 8 - 65 1.177 45,5 % 1.330 51,5 % 4.721

Iran 2.594 5.755 74 1.391 65 86 2.166 37,6 % 1.973 34,3 % 8.434

Nigeria 2.494 5.680 4 56 7 417 2.548 44,9 % 2.648 46,6 % 6.235

Nordmazedonien 1.967 1.610 - 3 1 12 363 22,5 % 1.231 76,5 % 1.751

Russische Föderation 1.496 3.845 60 96 78 143 1.481 38,5 % 1.987 51,7 % 7.026

Moldau, Republik 1.468 1.719 - - - 4 818 47,6 % 897 52,2 % 1.501

Somalia 1.413 1.895 1 65 71 330 292 15,4 % 1.136 59,9 % 2.479

Ungeklärt 1.337 1.532 7 112 47 160 323 21,1 % 883 57,6 % 2.651

Pakistan 1.127 2.493 13 337 8 83 852 34,2 % 1.200 48,1 % 2.337

Albanien 994 968 - 4 6 30 275 28,4 % 653 67,5 % 1.074

Serbien 981 788 - - 1 5 234 29,7 % 548 69,5 % 1.150

Bosnien und
Herzegowina

611 590 - - - 2 82 13,9 % 506 85,8 % 595

Montenegro 180 103 - - - 1 32 31,1 % 70 68,0 % 206

Ghana 180 293 - 5 - 16 71 24,2 % 201 68,6 % 459

Kosovo 152 234 - - - 17 66 28,2 % 151 64,5 % 390

Senegal 83 151 - - 1 16 47 31,1 % 87 57,6 % 191

Armenien 571 851 - 2 2 44 333 39,1 % 470 55,2 % 1.336

Algerien 435 603 - 5 2 19 173 28,7 % 404 67,0 % 490

Tunesien 387 442 1 11 6 8 96 21,7 % 320 72,4 % 465

Marokko 341 504 - 12 8 23 142 28,2 % 319 63,3 % 588

Belarus 197 180 - 1 - 1 53 29,4 % 125 69,4 % 213

Ukraine 175 716 - 8 287 11 75 10,5 % 335 46,8 % 511
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Widerrufsverfahren

01.01.- 31.12.2022- 
30.11.2022

(Stand: 15.01.2023)
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Widerruf Artikel 
16a GG/Flücht-
lingseigenschaft/

subs.
Schutz

kein Widerruf

sonst. Verfahrens-
erledigungen 

(z. B. Rücknah-
men)

absolut Anteil absolut Anteil absolut Anteil

Staatsangehörigkeiten
gesamt

1.059 2.228 778 34,9 % 279 12,5 % 1.171 52,6 % 3.743

darunter:
Irak 267 332 167 50,3 % 34 10,2 % 131 39,5 % 1.053
Syrien 186 287 136 47,4 % 18 6,3 % 133 46,3 % 499
Ungeklärt 50 80 40 50,0 % 4 5,0 % 36 45,0 % 177
Eritrea 48 74 16 21,6 % 6 8,1 % 52 70,3 % 113
Armenien 48 67 52 77,6 % 1 1,5 % 14 20,9 % 153
Türkei 45 92 52 56,5 % 7 7,6 % 33 35,9 % 134
Afghanistan 43 652 38 5,8 % 150 23,0 % 464 71,2 % 330
Iran 40 64 25 39,1 % 3 4,7 % 36 56,3 % 124
Nigeria 33 64 36 56,3 % 2 3,1 % 26 40,6 % 107
Indien 33 15 11 73,3 % - 0,0 % 4 26,7 % 75
Russische Föderation 30 75 27 36,0 % 5 6,7 % 43 57,3 % 197
Somalia 26 46 13 28,3 % 6 13,0 % 27 58,7 % 88
Äthiopien 22 25 5 20,0 % 4 16,0 % 16 64,0 % 78
Jordanien 17 32 4 12,5 % 2 6,3 % 26 81,3 % 35
Kosovo 13 15 10 66,7 % - 0,0 % 5 33,3 % 47

Serbien 9 13 9 69,2 % - 0,0 % 4 30,8 % 39
Albanien 6 11 2 18,2 % - 0,0 % 9 81,8 % 17
Ghana 4 2 1 50,0 % - 0,0 % 1 50,0 % 13
Bosnien und
Herzegowina

3 9 6 66,7 % 1 11,1 % 2 22,2 % 5

Nordmazedonien 3 7 6 85,7 % - 0,0 % 1 14,3 % 8
Montenegro - 1 1 100,0 % - 0,0 % - 0,0 % 8
Senegal - 1 - 0,0 % - 0,0 % 1 100,0 % 5

Tunesien 6 6 1 16,7 % 1 16,7 % 4 66,7 % 7
Algerien 5 4 2 50,0 % - 0,0 % 2 50,0 % 19
Marokko 3 11 5 45,5 % 1 9,1 % 5 45,5 % 11
Georgien 2 4 2 50,0 % - 0,0 % 2 50,0 % 4
Ukraine 1 8 1 12,5 % 2 25,0 % 5 62,5 % 8
Belarus 1 1 1 100,0 % - 0,0 % - 0,0 % 1

Durchschnittliche Dauer gerichtlicher Verfahren in Monaten
Verfahrensdauer Erst- und Folgeanträge: Verfahrensdauer Widerrufe:

01.01.bis 30.11.2022 26,1 20,5
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01.01.2022 - 30.11.2022
(Stand: 15.01.2023) abgelehnt stattgegeben Gesamtentscheidungen

Staatsangehörigkeiten gesamt 6.501 2.297 8.798
darunter:
Afghanistan 1.463 659 2.122
Irak 956 481 1.437
Syrien 1.112 323 1.435
Türkei 431 74 505
Iran 259 104 363
Nigeria 214 107 321
Russische Föderation 215 38 253
Ungeklärt 149 54 203
Libanon 136 49 185
Guinea 129 43 172
Pakistan 142 22 164
Aserbaidschan 84 75 159
Libyen 122 35 157
Somalia 77 19 96
Tunesien 69 24 93

Nordmazedonien 23 6 29
Ghana 16 7 23
Senegal 12 5 17
Bosnien und Herzegowina 15 1 16
Serbien 4 1 5
Albanien 2 0 2
Kosovo 1 0 1

Algerien 87 3 90
Armenien 78 6 84
Weißrussland 78 5 83
Marokko 49 4 53
Georgien 39 7 46
Ukraine 21 1 22

Verfahrensdauer Eilanträge im Dublin-Verfahren (in Tagen)

Zeitraum: 01.01. bis 30.11.2022
(Stand: 15.01.2023)

Antrag nach § 80
Absatz 5 VwGO

Antrag nach § 80
Absatz 7 VwGO

Antrag nach
§ 123 VwGO

Staatsangehörigkeiten gesamt 44,3 26,9 24,7
darunter:
Afghanistan 46,9 26,3 22,5
Irak 34,5 17,2 18,6
Syrien 36,3 24,0 25,1
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Zeitraum: 01.01. bis 30.11.2022
(Stand: 15.01.2023)

Antrag nach § 80
Absatz 5 VwGO

Antrag nach § 80
Absatz 7 VwGO

Antrag nach
§ 123 VwGO

Türkei 35,4 27,8 9,9
Iran 37,9 36,4 19,3
Nigeria 90,2 16,7 12,3
Russische Föderation 41,8 49,5 16,3
Ungeklärt 34,9 14,6 16,6
Libanon 38,3 13,4 0,0
Guinea 30,2 16,2 8,0
Pakistan 25,4 10,5 15,0
Aserbaidschan 51,5 6,7 15,0
Libyen 81,0 0,0 7,0
Somalia 29,8 20,3 15,5
Tunesien 45,7 4,0 21,0

Nordmazedonien 69,4 5,0 0,0
Ghana 38,3 271,0 0,0
Senegal 26,4 354,0 0,0
Bosnien und Herzegowina 281,9 0,0 0,0
Serbien 29,2 0,0 0,0
Albanien 73,0 0,0 0,0
Kosovo 4,0 0,0 0,0

Algerien 35,5 0,0 20,0
Armenien 28,3 17,7 60,8
Weißrussland 149,0 39,0 36,8
Marokko 21,9 8,0 73,0
Georgien 33,8 10,0 0,0
Ukraine 36,6 1,0 0,0

Gerichtsentscheidungen zu Eilanträgen (einstweiliger Rechtsschutz) Gesamt

01.01. - 30.11.2022 (Stand: 15.01.2023) abgelehnt stattgegeben Gesamt-
entscheidungen

Staatsangehörigkeiten gesamt 21.804 4.856 26.660
darunter:
Afghanistan 2.288 829 3.117
Irak 2.307 897 3.204
Syrien 2.113 543 2.656
Türkei 1.206 294 1.500
Iran 508 215 723
Nigeria 674 241 915
Russische Föderation 577 164 741
Ungeklärt 310 123 433

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 39 – Drucksache 20/5709



01.01. - 30.11.2022 (Stand: 15.01.2023) abgelehnt stattgegeben Gesamt-
entscheidungen

Libanon 290 103 393
Guinea 211 87 298
Pakistan 351 49 400
Aserbaidschan 273 105 378
Libyen 154 50 204
Somalia 239 98 337
Tunesien 152 36 188

Nordmazedonien 1.471 66 1.537
Ghana 120 30 150
Senegal 57 13 70
Bosnien und Herzegowina 481 18 499
Serbien 705 36 741
Albanien 766 54 820
Kosovo 88 22 110
 
Algerien 209 20 229
Armenien 349 29 378
Weißrussland 88 7 95
Marokko 154 27 181
Georgien 2.625 106 2.731
Ukraine 99 93 192

Verfahrensdauer Eilanträge (einstweiliger Rechtsschutz) Gesamt (in Tagen)

Zeitraum: 01.01. - 30.11.2022
(Stand: 15.01.2023)

Antrag nach § 80 
Abs. 5 VwGO

Antrag nach § 80 
Abs. 7 VwGO

Antrag nach 
§ 123 VwGO

Staatsangehörigkeiten gesamt 43,2 32,2 45,3
darunter:
Afghanistan 50,2 39,8 85,7
Irak 35,9 18,2 29,2
Syrien 44,3 39,6 24,2
Türkei 30,0 32,5 30,7
Iran 36,0 32,6 43,4
Nigeria 99,4 79,9 43,7
Russische Föderation 63,2 68,4 52,2
Ungeklärt 41,3 42,3 29,1
Libanon 31,6 12,6 32,2
Guinea 37,8 18,5 17,5
Pakistan 31,5 30,8 31,8
Aserbaidschan 24,9 11,1 20,9
Libyen 72,6 0,0 53,0
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Gericht Stand: 15.01.2023 Anzahl anhängiger
Gerichtsverfahren

VG Berlin 9.883
VG Cottbus 1.731
VG Frankfurt / Oder 1.567
VG Potsdam 4.422
OVG der Freien Hansestadt Bremen -
VG Bremen 1.319
Hamburgisches Oberverwaltungsgericht 3
VG Hamburg 2.694
Hessischer Verwaltungsgerichtshof 91
VG Darmstadt 3.849
VG Frankfurt/Main 1.688
VG Kassel 2.018
VG Wiesbaden 1.520
VG Gießen 3.156
Niedersächsisches Oberverwaltungsgericht 165
VG Braunschweig 3.036
VG Hannover 5.159
VG Oldenburg 2.868
VG Osnabrück 1.880
VG Stade 1.845
VG Lüneburg 1.846
VG Göttingen 848
OVG für das Land Nordrhein-Westfalen 315
VG Aachen 2.719
VG Arnsberg 5.306
VG Düsseldorf 5.355
VG Gelsenkirchen 3.487
VG Köln 5.015
VG Minden 2.803
VG Münster 3.292
OVG Rheinland-Pfalz 90
VG Trier 1.027
OVG des Saarlands 1
VG des Saarlandes 539
Schleswig-Holsteinisches OVG 50
VG Schleswig-Holstein 4.628
OVG Sachsen-Anhalt 1
VG Magdeburg 1.076
VG Halle 901
Thüringer Oberverwaltungsgericht 3
VG Gera 271
VG Meiningen 1.297
VG Weimar 1.435
Sächsisches Oberverwaltungsgericht 99
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Gerichtsentscheidungen und Aufhebungsquote bei Asylklagen

Türkei
Jahr 2021 G

es
am

t

A
sy

l A
rt.

 1
6a

 G
G

 u
. 

Fa
m

.A
sy

l

(G
FK

) F
lü

ch
tli

ng
ss

ch
ut

z

su
bs

id
iä

re
r S

ch
ut

z

A
bs

ch
ie

bu
ng

sv
er

bo
t g

em
. 

§ 
60

V
/V

II
 A

uf
en

th
G

A
bl

eh
nu

ng
en

 (u
nb

eg
r./

of
-

fe
ns

. u
nb

eg
r .)

K
ei

n 
w

ei
te

re
s V

er
fa

hr
en

Fo
rm

el
le

V e
rf

ah
re

ns
er

le
di

gu
ng

en

A
bs

ch
ie

bu
ng

sa
nd

ro
hu

ng

A
uf

he
bu

ng
sq

uo
te

Thüringen 60 0 6 0 0 13 0 41 0 10,0 %

Unbekannt 6 0 1 0 0 0 0 5 0 16,7 %

Gerichtsentscheidungen und Aufhebungsquote bei Asylklagen

Türkei
01.01.-30.11.20
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Länder gesamt 5.051 179 520 28 75 2.251 135 1.859 4 15,9 %
davon:
Baden-
Württemberg

848 21 98 5 19 424 30 247 4 16,9 %

Bayern 415 4 16 0 7 192 28 168 0 6,5 %
Berlin 450 21 58 0 1 200 6 164 0 17,8 %
Brandenburg 115 7 9 2 3 45 0 49 0 18,3 %
Bremen 51 0 5 5 4 7 0 30 0 27,5 %
Hamburg 203 1 31 0 5 85 0 81 0 18,2 %
Hessen 684 24 66 2 4 291 10 287 0 14,0 %
Mecklenburg-
Vorpommern

62 1 5 2 0 28 2 24 0 12,9 %

Niedersachsen 463 9 42 1 24 198 5 184 0 16,4 %
Nordrhein-
Westfalen

873 69 122 9 2 351 20 300 0 23,1 %

Rheinland-
Pfalz

280 1 8 0 2 180 15 74 0 3,9 %

Saarland 55 1 8 0 1 23 0 22 0 18,2 %
Sachsen 140 2 11 0 1 53 1 72 0 10,0 %
Sachsen-Anhalt 124 3 18 0 0 47 10 46 0 16,9 %
Schleswig-
Holstein

110 2 9 1 2 45 8 43 0 12,7 %
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Gerichtsentscheidungen und Aufhebungsquote bei Asylklagen

Türkei
01.01.-30.11.20
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Thüringen 168 13 14 1 0 82 0 58 0 16,7 %

Unbekannt 10 0 0 0 0 0 0 10 0 0,0 %

18. Wie viele Asylanhörungen gab es im Gesamtjahr 2022 (bitte nach den 15 
wichtigsten Herkunftsländern differenzieren)?

Die Angaben können der nachfolgenden Tabelle entnommen werden.

Anhörungen Jahr 2022 Anzahl
Gesamt 123.334
darunter:
Syrien 39.276
Afghanistan 23.230
Türkei 9.818
Irak 9.949
Georgien 4.317
Iran 3.803
Ungeklärt 2.230
Somalia 2.540
Eritrea 1.668
Russische Föderation 1.341
Nordmazedonien 1.337
Moldau, Republik 1.514
Nigeria 1.508
Venezuela 1.227
Libanon 1.193

19. Wie viele Erst- und Folgeanträge (bitte differenzieren) wurden von Asyl-
suchenden aus Serbien, Kosovo, Mazedonien, Montenegro, Albanien 
und Bosnien-Herzegowina im Gesamtjahr 2022 gestellt (bitte jeweils 
auch den prozentualen Anteil der Roma-Angehörigen nennen), und wie 
wurden diese Asylanträge jeweils mit welchem Ergebnis beschieden?

Die Angaben können der nachfolgenden Tabelle entnommen werden.
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01.01. - 31.12.2022 Entscheidungen über Asylanträge
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Serbien 2.824 1.312 1.512 2.630 - 1 - 7 1.195 1.427
davon Roma 2.435 1.050 1.385 2.306 - - - 4 996 1.306
Kosovo 499 228 271 443 - - 1 8 177 257
davon Roma 254 80 174 224 - - - 4 73 147
Nordmaze-
donien

5.602 2.755 2.847 5.264 - 2 1 12 2.287 2.962

davon Roma 3.378 1.516 1.862 3.166 - - 1 11 1.345 1.809
Montenegro 310 126 184 356 - - 2 - 174 180
davon Roma 232 81 151 265 - - - - 121 144
Albanien 2.522 1.744 778 2.473 - 6 2 7 1.489 969
davon Roma 854 535 319 822 - - 1 - 452 369
Bosnien und 
Herzegowina

1.364 576 788 1.541 1 1 - - 652 887

davon Roma 1.103 421 682 1.270 - - - - 486 784

20. Welche aktuellen Informationen gibt es zur Personalsituation, Personal-
entwicklung und Personalplanung im BAMF (bitte auch spezifische An-
gaben zu den Bereichen Asylprüfung, Widerrufsprüfung, Dublin-Verfah-
ren, Qualitätssicherung und Prozessvertretung machen; bitte wie in der 
Antwort zu Frage 23 auf Bundestagsdrucksache 20/2309 angeben)?

Die Angaben können den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Personal-Einsatz ausgewählter Bereiche in VZÄ (Vollzeitäquivalente)
eD/mD gD hD Summe

Asyl (ohne Widerruf)* 1157,5 1091,5 47,8 2296,8
Widerrufsprüfung* 53,1 54,4 4,2 111,7
Prozess gesamt 171,4 173,7 35,8 381,0
dezentral* 161,4 166,4 16,7 344,6
zentral** 10,0 7,3 19,1 36,4
QS gesamt 42,7 108,5 15,8 167,0
dezentral* 34,6 83,4 8,4 126,4
zentral ** 8,1 25,1 7,4 40,6
Dublin gesamt 155,2 176,3 8,5 340,0
dezentral (Dublinzentren)* 64,7 103,2 0,7 168,6
Dublinreferate ** 90,5 73,1 7,8 171,4

*gemäß Personal-Ist Abfrage KW02 (09.01. - 13.01.2023)
** gemäß ZSD Stand 01.01.2023
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Vakante Stellen in VZÄ (Stand: 01.01.2023)
 mD gD hD
Prozess zentral 0,0 0,0 2,8
QS zentral 0,0 9,9 1,1
Dublinverfahren 53,8 49,2 7,5

Soll in VZÄ (Stand: 01.12.2022)
mD gD hD

Prozess zentral 10,0 7,0 21,9
QS zentral 8,0 35,0 8,5
Dublinverfahren 209,0 225,5 16,0

Personalplanung:
Asyl und Widerruf: Aktuell sind 93 VZÄ im mD und 116 VZÄ im gD in Aus-
schreibung.
Prozess: Aktuell sind 26 VZÄ im gD in Ausschreibung.
Qualitätssicherung: Aktuell sind eine VZÄ im mD und fünf VZÄ im gD in 
Ausschreibung.
Dublinverfahren: Aktuell sind vier VZÄ im mD und 20 VZÄ im gD in Aus-
schreibung.
Die Personalplanung für den operativen Bereich hängt maßgeblich von den ver-
änderlichen Aufgabenschwerpunkten ab. Eine gleichbleibend gültige Aussage 
kann deshalb nicht getroffen werden. Alle verfügbaren Stellen werden in Aus-
schreibungsverfahren eingebracht, damit etwaige Abgänge frühzeitig ersetzt 
werden können.

21. Wie viele Asylgesuche gab es im Gesamtjahr 2022 an den bundesdeut-
schen Grenzen (bitte nach Grenzabschnitten und wichtigsten Herkunfts-
staaten differenzieren)?

Aktuell liegen Daten für den Zeitraum Januar bis November 2022 vor. Die An-
gaben können den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Jan - Nov 2022 Anzahl Asylgesuche
Gesamt 39.211
davon nach Grenzen und Inland
Belgien 663
Dänemark 153
Flughäfen 8.181
Frankreich 1.067
Inlandsfeststellungen 9.654
Luxemburg 133
Niederlande 173
Polen 7.930
Schweiz 4.662
See 200
Tschechische Republik 4.293
Österreich 2.102
darunter nach Staatsangehörigkeiten
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Jan - Nov 2022 Anzahl Asylgesuche
afghanisch 11.680
syrisch 10.545
türkisch 3.905
irakisch 2.188
iranisch 1.352
ägyptisch 824
algerisch 808
jemenitisch 668
burundisch 662
russisch 595

22. Wie viele Einreise- und Aufenthaltsverbote hat das BAMF im Gesamt-
jahr 2022 gegenüber abgelehnten Asylsuchenden mit welcher Begrün-
dung erlassen (bitte nach den zehn wichtigsten Herkunftsländern diffe-
renzieren), und in wie vielen Fällen wurde in diesem Zeitraum ein 
Schutzstatus an Asylsuchende mit einem Wiedereinreiseverbot erteilt 
(bitte nach Status und wichtigsten Herkunftsstaaten differenzieren)?

Angaben zu vom BAMF erlassenen Einreise- und Aufenthaltsverboten können 
den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Jahr 2022
Entscheidungen

zu§ 11 Abs. 2Auf-
enthG

Entscheidungen
zu § 11 Abs. 7Auf-

enthG

Entscheidungen mit Aufenthalts- 
und Wiedereinreiseverboten (§ 11 
Abs. 2 und/oder§ 11 Abs. 7 Auf-

enthG)
Gesamt 77.456 8.752 80.398
darunter
Syrien 5.635 8 5.642
Afghanistan 5.667 8 5.675
Türkei 7.011 38 7.048
Irak 15.040 44 15.078
Georgien 5.845 86 5.930
Iran 2.704 29 2.732
Ungeklärt 1.531 26 1.548
Somalia 1.300 15 1.315
Eritrea 428 2 430
Russische Föderation 1.766 54 1.818

23. In wie vielen Fällen wurde das BAMF bei der Prüfung zielstaatsbezoge-
ner Abschiebungshindernisse nach § 72 Absatz 2 AufenthG im Auftrag 
der Ausländerbehörden welcher Bundesländer im Gesamtjahr 2022 mit 
welchem Ergebnis beteiligt (bitte auch nach den zehn wichtigsten Her-
kunftsländern differenzieren)?

Angaben zur Beteiligung des BAMF bei der Prüfung zielstaatsbezogener Ab-
schiebungshindernisse nach § 72 Absatz 2 AufenthG können den nachfolgen-
den Tabellen entnommen werden.
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Jahr 2022
Stellungnahmen 
gem. § 72 Abs. 2 

AufenthG
davon positiv davon negativ

davon sonstige
(Abbruch u. a.)

Gesamt 1.323 260 546 517

Baden-Württemberg 198 24 90 84
Bayern 125 26 58 41
Berlin 201 37 92 72
Brandenburg 23 7 9 7
Bremen 5 2 2 1
Hamburg 78 27 16 35
Hessen 92 23 30 39
Mecklenburg-Vorpom-
mern

16 2 6 8

Niedersachsen 124 13 49 62
Nordrhein-Westfalen 326 79 137 110
Rheinland-Pfalz 17 7 7 3
Saarland 14 0 4 10
Sachsen 15 4 7 4
Sachsen-Anhalt 19 3 12 4
Schleswig-Holstein 36 6 12 18
Thüringen 34 0 15 19

Jahr 2022
Stellungnahmen 
gem. § 72 Abs. 2 

AufenthG
davon positiv davon negativ

davon sonstige
(Abbruch u. a.)

Gesamt 1.323 260 546 517
darunter:
Syrien 61 33 5 23
Afghanistan 125 90 4 31
Türkei 56 1 32 23
Irak 33 6 15 12
Georgien 20 0 12 8
Iran 51 8 14 29
Ungeklärt 12 2 5 5
Somalia 7 2 1 4
Eritrea 6 2 0 4
Russische Föderation 50 3 11 36

24. Welche Angaben für das Gesamtjahr 2022 lassen sich machen zu über-
prüften (vor allem: Ausweis-)Dokumenten und zum Anteil ge- oder ver-
fälschter Dokumente Asylsuchender (bitte zum Vergleich auch die An-
zahl der „beanstandeten“ Dokumente angeben und nach den zehn wich-
tigsten Hauptherkunftsländern differenzieren)?

Die Angaben können der nachfolgenden Tabelle entnommen werden.

Jahr 2022 Geprüfte Doku-
mente

Dokumente oh-
ne Beastandung

Nicht aschlißend 
bewertbare Do-

kumente

beastandete Do-
kumente

Anteil der bean-
standeten Doku-

mente in %
Gesamt 187.106 175.532 8.496 3.078 1,6
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Jahr 2022 Geprüfte Doku-
mente

Dokumente oh-
ne Beastandung

Nicht aschlißend 
bewertbare Do-

kumente

beastandete Do-
kumente

Anteil der bean-
standeten Doku-

mente in %
darunter:
Syrien 73.526 70.046 2.020 1.460 2,0
Afghanistan 35.696 34.023 1.165 508 1,4
Türkei 14.720 14.425 231 64 0,4
Irak 19.299 18.395 558 346 1,8
Georgien 6.488 5.477 918 93 1,4
Iran 6.209 6.038 128 43 0,7
Ungeklärt 4.207 4.207 - - -
Somalia 814 636 135 43 5,3
Eritrea 1.863 1.690 159 14 0,8
Russische Föd. 2.229 2.169 45 15 0,7

25. Welche Mittel in welcher Höhe wurden an wie viele Asylsuchende oder 
abgelehnte Asylsuchende (bitte auch nach den zehn wichtigsten Ziellän-
dern differenzieren) nach dem „StarthilfePlus“-Programm im Jahr 2021 
bzw. im Jahr 2022 ausgezahlt?

Aus den nachfolgenden Tabellen sind diejenigen Mittel ersichtlich, die den je-
weils relevanten Personenkreisen bewilligt und auch ausgezahlt wurden.
Hinweise zur Statistikauswertung:
Die nachfolgende Kategorie „Asylsuchende“ umfasst bereits anerkannte ehe-
malige Asylsuchende sowie Asylsuchende im laufenden Verfahren (zum Zeit-
punkt der Antragstellung). Nicht dargestellt werden Personen, die keinen Asyl-
antrag gestellt haben und so genannte „Altfälle“, d. h. Fälle jeweils vorange-
gangener Jahre, für die nachträglich Leistungen abgerechnet worden sind. Die 
Darstellung erfolgt nach den jeweils zehn zahlenmäßig relevantesten Ziellän-
dern je Kalenderjahr, bezogen auf die Anzahl aller Asylsuchenden. Die Zahlen-
werte sind jeweils noch vorläufig, werden kontinuierlich aktualisiert und liegen 
erst mit der jeweils abschließenden Erstellung des Verwendungsnachweises 
endgültig vor.

2021 – vorläufige Zahlen
Zielland

Art Personen Barauszahlung Sachleistung
Gesamt

(in Euro)
Russland Asylsuchende 54 99.500,02 0,00 99.500,02
 abgelehnte Asylsuchende 652 979.500,05 0,00 979.500,05
Irak Asylsuchende 269 550.858,38 0,00 550.858,38
 abgelehnte Asylsuchende 361 816.782,87 0,00 816.782,87
Aserbaidschan Asylsuchende 27 28.500,00 22.831,56 51.331,56
 abgelehnte Asylsuchende 318 349.499,99 261.644,30 611.144,29
Armenien Asylsuchende 8 11.499,99 6.973,70 18.473,69
 abgelehnte Asylsuchende 268 323.499,93 254.095,05 577.594,98
Iran Asylsuchende 66 89.000,02 58.981,60 147.981,62
 abgelehnte Asylsuchende 153 241.000,07 145.925,91 386.925,98
Pakistan Asylsuchende 12 30.000,03 0,00 30.000,03
 abgelehnte Asylsuchende 197 473.999,86 0,00 473.999,86
Türkei Asylsuchende 58 72.999,96 49.834,66 122.834,62
 abgelehnte Asylsuchende 121 175.467,25 111.512,07 286.979,32
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2021 – vorläufige Zahlen
Zielland

Art Personen Barauszahlung Sachleistung
Gesamt

(in Euro)
China Asylsuchende 19 46.000,00 0,00 46.000,00

abgelehnte Asylsuchende 152 366.000,01 0,00 366.000,01
Nigeria Asylsuchende 20 52.165,70 0,00 52.165,70

abgelehnte Asylsuchende 147 304.570,05 0,00 304.570,05
Afghanistan Asylsuchende 25 61.520,85 999,94 62.520,79

abgelehnte Asylsuchende 120 259.502,62 11.994,20 271.496,82
Gesamt Top10 Asylsuchende 558 1.042.044,95 139.621,46 1.181.666,41

abgelehnte Asylsuchende 2.489 4.289.822,70 785.171,53 5.074.994,23
Gesamt 3.047 5.331.867,65 924.792,99 6.256.660,64

Alle Länder Asylsuchende 700 1.366.574,34 186.365,93 1.552.940,27
abgelehnte Asylsuchende 3.352 5.875.578,37 1.138.564,60 7.014.142,97
Gesamt 4.052 7.242.152,71 1.324.930,53 8.567.083,24

2022 – vorläufige Zahlen

Zielland Art Personen Barauszahlung Sachleistung
Gesamt

(in Euro)
Irak Asylsuchende 175 187.487,66 0,00 187.487,66

abgelehnte Asylsuchende 192 200.488,89 0,00 200.488,89
Russland Asylsuchende 12 10.000,00 0,00 10.000,00

abgelehnte Asylsuchende 183 325.500,00 0,00 325.500,00
Armenien Asylsuchende 24 6.000,00 26.399,31 32.399,31

abgelehnte Asylsuchende 159 104.999,94 148.022,99 253.022,93
Aserbaidschan Asylsuchende 31 6.000,00 30.683,92 36.683,92

abgelehnte Asylsuchende 101 68.500,00 95.053,34 163.553,34
Türkei Asylsuchende 35 3.000,00 33.915,90 36.915,90

abgelehnte Asylsuchende 70 16.000,00 70.314,73 86.314,73
Iran Asylsuchende 36 6.000,00 38.000,01 44.000,01

abgelehnte Asylsuchende 57 40.500,02 55.000,00 95.500,02
Tadschikistan Asylsuchende 26 0,00 23.757,43 23.757,43

abgelehnte Asylsuchende 44 3.000,00 43.889,31 46.889,31
Nigeria Asylsuchende 3 6.090,90 0,00 6.090,90

abgelehnte Asylsuchende 59 105.593,36 0,00 105.593,36
Pakistan Asylsuchende 9 20.000,10 0,00 20.000,10

abgelehnte Asylsuchende 41 83.500,03 0,00 83.500,03
Libanon Asylsuchende 20 3.007,07 22.844,61 25.851,68

abgelehnte Asylsuchende 27 1.507,43 23.957,76 25.465,19
Gesamt Top10 Asylsuchende 371 247.585,73 175.601,18 423.186,91

abgelehnte Asylsuchende 933 949.589,67 436.238,13 1.385.827,80
Gesamt 1.304 1.197.175,40 611.839,31 1.809.014,71

Alle Staatsangehö-
rigkeiten

Asylsuchende 423 343.416,48 175.601,18 519.017,66

abgelehnte Asylsuchende 1.257 1.344.880,09 524.737,84 1.869.617,93
Gesamt 1.680 1.688.296,57 700.339,02 2.388.635,59
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